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Beschlußempfehiung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz über Rechtsberatung und Vertretung für Bürger mit 
geringem Einkommen (Beratungshilfegesetz) 

- Drucksachen 8/1713, 8/3311, 8/3695, 8/3855 - 


Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Kleinert 
Berichterstatter im Bundesrat: Minister Schmidhuber 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 203. Sitzung am 28. Februar 1980 be- 
schlossene Gesetz über Rechtsberatung und Vertretung für Bürger mit geringem 
Einkommen (Beratungshilfegesetz) — Drucksachen 8/1713, 8/3311, 8/3695 — 
wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuß 
beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam ab- 
zustimmen ist. 


Bonn, den 16. April 1980 


Der Vermittlungsausschuß 

Koschnick Kleinert Schmidhuber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz über Rechtsberatung und Vertretung für Bürger mit geringem Einkommen 
(Beratungshiifegesetz) 

1. Zu §§ 7 und 8 

a) § 7 Abs. 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Text des § 8 wird dessen Ab- 
satz 1. 

Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Vereinbarungen über eine Vergütung 
sind nichtig." 


2. Zu § 14 

Der bisherige Text des § 14 wird dessen Ab- 
satz 1, 

Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Im Land Berlin hat der Rechtsuchende die 
Wahl zwischen der Inanspruchnahme der dort 
eingeführten öffentlichen Rechtsberatung und 
anwaltlicher Beratungshilfe nach diesem Gesetz, 
wenn und soweit das Landesrecht nichts anderes 
bestimmt." 
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